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Einführung 

Die Sorge um die Normativität der Verfassung ist allgemein zum 
Gegenstand verfassungsrechtlicher  Erörterungen geworden. Lediglich 
über den zu ihrem Schutz einzuschlagenden Weg bestehen erhebliche 
Differenzen,  wie die Diskussion um die verschiedenen Interpretations-
methoden zeigt. Als Beispiel mag hierzu die Kontroverse um die Aus-
legung der „verfassungsmäßigen Ordnung" in Art . 2 Abs. 1 GG dienen. 
Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 1, die die ver-
fassungsmäßige Ordnung zur verfassungsgemäßen Ordnung über-
dehnte, warnten einerseits Autoren vor einer Ausweitung des Ge-
setzesvorbehalts im Grundrechtsbereich 2, während andere die Notwen-
digkeit einer Eingrenzung des von der Verflüssigung bedrohten Rechts 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit betonten3. 

Auf eine neue Gefahr für das Verfassungsrecht  macht Leisner auf-
merksam4. Er sieht den verfassungsrechtlichen  Begriffsstand  durch das 
einfache Gesetzesrecht gefährdet.  Damit ist bereits angedeutet, daß sich 
seine Thesen in erster Linie an den Richter und an die Verfassungs-
lehre richten. 

Die vorliegende Arbeit w i l l über eine kritische Würdigung der Kon-
zeption Leisners hinaus die enge Verknüpfung von einfachem Gesetzes-
recht mi t der Verfassung präzisieren helfen. Sie soll ein Beitrag zu 
einem Verfassungsverständnis  sein, das, von der Normativität des 
Rechts geleitet, weder einseitig normlogistisch noch soziologisch orien-
t iert ist. 

Die bisherigen Stellungnahmen zum Verhältnis von Verfassung zu 
Gesetz sind, entsprechend dem jeweiligen verfassungsrechtlichen  Vor-

1 BVerfGE6, 32ff.;  vgl. H.Peters,  Das Recht auf freie Entfal tung der 
Persönlichkeit i n der höchstrichterlichen Rechtsprechung, S. 32 ff.,  40; 
BVerfGE 20, S. 150 ff.  zur Nichtigerklärung des Sammlungsgesetzes mi t A n -
merkung von Rupp, NJW 1966, 2037 ff. 

2 Dürig,  Anmerkung zum Elfes-Urtei l ,  JZ 1957, S. 169 ff.,  171; Maunz-Dürig, 
Rdnr. 17 ff.  zu Ar t . 2 Abs. 1 GG. 

3 Lerche,  Übermaß, S. 297 f.; Peters,  in : Festschrift  für Laun, S. 669 ff.; 
Harnei,  DVB1.1957, S. 619; ferner  Forsthoff,  in : Festschrift  für C.Schmitt, 
S. 33 f.; Ehmke,  W S t R L 20, S. 53 ff.,  82, kr i t is iert , daß mittels Ar t . 2 Abs. 1 GG 
die fehlende Gesetzgebungszuständigkeit soll gerügt werden können. 

4 Von der Verfassungsmäßigkeit  der Gesetze zur Gesetzmäßigkeit der Ver-
fassung; vgl. Besprechung von Häberle,  in : AöR Bd. 90, S. 113 ff. 
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Verständnis, stark geteilt. Soweit die Beziehung nicht bloß am Einzel-
fal l problematisch wurde5, begnügt man sich, gestützt auf Art . 1 Abs. 3 
GG, noch weithin mi t der Formel: „Früher Grundrechte nur im Rah-
men der Gesetze, heute nur Gesetze im Rahmen der Grundrechte6." 
Offenbar  geht diese Meinung davon aus, Verfassungsrecht  sei aus sich 
selbst mittels der herkömmlichen Methoden interpretierbar.  Eine an-
dere Auffassung  weist, von der topischen Grundstruktur des Verfas-
sungsrechts — wie das eines jeden Rechts — ausgehend, auf dessen 
Konkretisierungsbedürftigkeit  durch die nach der Verfassung zustän-
digen Organe hin7 . 

Beide Ansichten leiden teilweise unter Vereinseitigungen und Ver-
allgemeinerungen. Die Formel vom Vorrang der Grundrechte basiert 
auf der inzwischen des öfteren in Frage gestellten These8, die Freiheit 
bedürfe keiner Gesetze. Auf der anderen Seite w i rd Häberle9 selbst 
ein Opfer der von ihm kritisierten Verabsolutierungen, indem er zu 
einer generellen Ausgestaltungs- und Aktualisierungsfunktion des Ge-
setzgebers für die Grundrechte kommt1 0 : 

Aussagen wie „Stützung der Verfassung durch das Gesetz von unten", 
„Wechselwirkung von Verfassung und Gesetz"11 mögen wohl einer 
rechtstheoretischen Fragestellung genügen, liefern aber keine brauch-
baren Gesichtspunkte für eine praktische Entscheidung. Wesentliches 
Anliegen dieser Arbeit ist es, den Umfang der jeweiligen Gesetzes-
rezeptionen im Verfassungsrecht,  speziell im Grundrechtsteil, durch 
rationale und nachprüfbare  Hilfsgesichtspunkte einzugrenzen. 

s Vgl. die Kontroverse u m die Auslegung der Regelungsbefugnis des 
Gesetzgebers zu Ar t . 12 Abs. 1 S. 2 GG zwischen Bachof,  GR I I I , S. 145 ff., 
209 und Scheuner y Handwerksordnung und Berufsfreiheit,  Sonderdruck aus: 
Deutsches Handwerksblatt, 1956, S. 16. 

6 Maunz-Dürig,  Rdnr. 103 f. zu Ar t . 1 Abs. 3 GG; Scheuner , Die Auslegung 
verfassungsrechtlicher  Leitgrundsätze, S. 35; C.Schmitt,  Rechtsstaatlicher 
Verfassungsvollzug, in : Verfassungsrechtliche  Aufsätze, S.452ff.;  W.Schmidt , 
AÖR Bd. 91, S. 42 ff., 56. 

7 So bereits H.Heller , Der Begrif f  des Gesetzes i n der Reichsverfassung, 
W S t R L 1928, Heft 4, S. 98 ff.:  „Auch Gesetzgebung ist Individual is ierung 
von Normen"; aus der neueren L i teratur : Haberle , Wesensgehaltgarantie, 
S. 210 ff.;  Ehmke,  W S t R L 20, S. 53, 62 ff.;  Lerche , Übermaß, S.98ff., 300. 

8 Uber Hintergründe und Ursachen des tradit ionel len Gesetzesverständ-
nisses i m Grundrechtsbereich vgl. Häberle,  Wesensgehaltgarantie, S. 126 ff.; 
Rupp, Grundfragen,  S. 175: „Dem objekt iven Recht fä l l t nicht bloß die Au f -
gabe der Schrankenziehung hinsichtlich vorgegebener Individualrechte zu. 
Alles Recht ist überhaupt nur als Sozialordnung und nicht als ein Bündel 
uferlos gedachter und damit einen Kampf aller gegen alle auslösender 
Individualrechte denkbar." 

9 Wesensgehaltgarantie, S. 182, 210 ff.;  vgl. die Besprechungen von Lerche , 
DÖV 1965, S. 213 ff.  und Denninger,  JZ 1963, S. 425. 

10 Häberle , a.a.O., S. 210, 212, 170 ff. 
n Häberle , a.a.O., S. 210, 212. 



Erstes  Kapitel 

Die Beziehung von Verfassung zu Gesetz bei Leisner 

1. Besprechung seiner Schriften, insbesondere 
der Monographie „Von der Verfassungsmäßigkeit der 

Gesetze zur Gesetzmäßigkeit der Verfassung" 

Zum besseren Verständnis der nachfolgenden Ausführungen sei die 
Besprechung der Studie Leisners „Von der Verfassungsmäßigkeit  der 
Gesetze zur Gesetzmäßigkeit der Verfassung", wie seiner übrigen Ar -
beiten, soweit sie hier interessieren, an den Anfang gestellt. 

Leisner stellt in fünf  Abschnitten „Betrachtungen zur möglichen 
selbständigen Begrifflichkeit  im Verfassungsrecht"  an. Grundlegend 
ist die These1, der Verfassung fehle in entscheidenden Punkten „be-
grifflicher  Selbststand". Während spezifisches und historisch gewachse-
nes Verfassungsrecht,  wie Organisationsnormen, weitgehend von nie-
derrangigen und außerrechtlichen Elementen unberührt geblieben 
seien, gerieten Kompetenz — und vor allem Grundrechtsnormen zu-
nehmend unter deren Einfluß. Gerade die Grundrechte, Zentrum und 
Angelpunkt des Bonner Grundgesetzes, würden aus „Form, Tradition 
und Grundsätzlichkeit" niederrangigen Gesetzesrechts bestimmt wer-
den2. Gefährlich für die selbständige Normhöhe „sei der Krypto-
Charakter", mit dem das Niederrangige unkontroll iert in das Ver-
fassungsrecht eindringe3. 

Um diesen Gefahren wirksam zu begegnen, sucht Leisner „die Ver-
fassung nach dem Gesetz im engeren Sinn" systematisch zu erfassen, 
um ihr einen Platz zwischen offener  Verweisung und selbständigem 
Verfassungsinhalt  zuzuweisen4. Dieser Abschnitt ist der Kern der 
Schrift. 

Die bisherigen Verfassungsinterpretationen  begegnen dem Vorwurf 
in unkritischem Rückgriff,  Verfassungsbegriffe  aus niederen Norm-
bereichen — von einzelnen Begriffselementen  bis zu umfangreichen 
Komplexen — erfül l t  zu haben, ohne sich vorher um eine selbständige 

1 Leisner,  Verfassungsmäßigkeit  der Gesetze, S. 5. 
2 Leisner,  a.a.O., S. 42 ff.,  47 f. 
3 Leisner,  a.a.O., S. 10. 
4 Leisner,  a.a.O., S. 26 ff. 


